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1949 


Drucksache Nr. 


Antrag 

der Fraktion der CDU | CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Apothekenwesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

I. Die Erlaubnis 

§ 1 

Wer eine Apotheke errichten, erwerben, 
verlegen oder sonst betreiben will, bedarf 
dazu der Erlaubnis. 

§2 

Die Erlaubnis darf nur einem Antrag- 
steller erteilt werden, der 

a) im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte und 
voll geschäftsfähig ist, 

b) die deutsche oder eine ihr gleichgestellte 
Approbation als Apotheker und die deut- 
sche Staatsangehörigkeit besitzt oder den 
deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt 
ist, 

c) nach Erteilung der Approbation minde- 
stens 5 Jahre in einer deutschen oder ihr 
gleichgestellten Apotheke als Apotheker 
tätig gewesen ist. 

§ 3 

Die Erlaubnis ist zu versagen 

a) bei allen Anträgen, wenn der Antrag- 
steller in den dem Zeitpunkt der Antrag- 
stellung vorausgehenden 5 Jahren länger 
als 2 Jahre in einem nichtpharmazeuti- 
schen Beruf tätig gewesen ist, 

b) bei Anträgen auf Errichtung oder Ver- 
legung einer Apotheke außerdem nur, 
wenn nach Lage, Bevölkerungszahl und 
-dichte nicht erwartet werden kann, daß 


die Apotheke eine den gesetzlichen Vor 
Schriften entsprechende einwandfreie Arz- 
neiversorgung für die Dauer durch- 
führen kann. Mit der Erlaubnis kann 
die Auflage verbunden werden, im Inter- 
esse einer gleichmäßigen Arzneiversorgung 
die Apotheke in einer bestimmten Lage 
zu errichten. 

§ 4 

Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 2 erfüllt sind und kein 
Versagungsgrund nach § 3 vorliegt. 

§ 5 

Die Erlaubnis erlischt 

a) durch Verzicht oder durch Veräußerung der 
Apotheke, 

b) bei Entzug der Approbation des Erlaub- 
nisinhabers, 

c) bei Erteilung der Erlaubnis zum Betriebe 
einer anderen Apotheke, 

d) mit dem Tode des Erlaubnisinhabers. 

§ 6 

(1) Die Erlaubnis wird entzogen, wenn 

a) der Antragsteller nicht innerhalb eines 
Jahres vom Zeitpunkt ihrer Erteilung ab 
die Apotheke aus Gründen, die er zu ver- 
treten hat, nach Maßgabe der Erlaubnis 
betreibt, 

b) eine der Voraussetzungen für ihre Er- 
teilung wegfällt. 

(2) Bei Verlust der Geschäftsfähigkeit ist 
die Apotheke unverzüglich zu verpachten oder 
zu veräußern. 
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II. Ausübung der Erlaubnis 

§ 7 

(1) Eine Apotheke darf nur in Form eines 
Einzclunternchmens, einer offenen Handels- 
gesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
betrieben werden. 

(2) Wird die Apotheke in Form einer offe- 
nen Handelsgesellschaft betrieben, so müssen 
alle Gesellschafter den Erfordernissen des § 2 
genügen. Wird die Apotheke in Form einer 
Kommanditgesellschaft betrieben, so müssen 
die persönlich haftenden Gesellschafter und 
diejenigen Kommanditisten, die Geschäfts- 
führerbefugnis erhalten, den Erfordernissen 
des § 2 genügen. 

§ 8 

Kein Apotheker darf gleichzeitig mehrere 
Apotheken betreiben oder nutzen. 

§ 9 

Die Apotheke muß der Apothekenbetriebs- 
ordnung des Landes, in dem sie betrieben 
wird, entsprechen. 

§ 10 

Die Apotheken sind mit Ausnahme 
der Krankenhaus- Vollapotheken veräußer- 
lich, vererblich und verpachtbar, soweit nicht 
dieses Gesetz ein anderes bestimmt. 

§ 11 

(1) Fällt die Apotheke beim Tode des Er- 
laubnisinhabers durch Erbfolge an eine Per- 
sonengemeinschaft oder an eine Person, der 
nach diesem Gesetz die Erlaubnis zum Be- 
treiben der Apotheke nicht erteilt werden 
darf, so ist, vorbehaltlich der Bestimmungen 
in Absatz 2 und 3, die Apotheke binnen 
Jahresfrist zu veräußern. Bis zum Ablauf 
dieser Frist darf sic zugunsten der Erben ver- 
waltet werden. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Erbe von dem Erb- 
anfall Kenntnis erlangt. 

(2) Nach dem Tode des Erlaubnisinhabers 
darf die Apotheke unbeschadet der Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechtes von seiner 
erbberechtigten Witwe und seinen erbberech- 
tigten Kindern verpachtet werden, und zwar 
für die Dauer des Witwenstandes, minde- 
stens aber bis zu dem Zeitpunkt, in dem das 
jüngste dieser Kinder das 25. Lebensjahr voll- 
endet. 

(3) Hat eines der Kinder bis zur Voll- 
endung seines 25. Lebensjahres den Apotheker- 
beruf ergriffen, so darf die Apotheke bis zu 
dem Zeitpunkt verpachtet werden, in dem 


dieses Kind ohne schuldhafte Verzögerung die 
Voraussetzungen zum Betreiben einer Apo- 
theke erfüllt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1, 2 und 3 
wird dem Apothekcnleiter eine Zwischen- 
crlaubnis erteilt. 

III. Krankenhaus-, 

Haus- und Zweigapotheken 

§ 12 

Einer Krankenanstalt, deren Umfang eine 
eigene Arzneiversorgung rechtfertigt, kann die 
Erlaubnis zur Errichtung einer Krankenhaus- 
Vollapotheke erteilt werden. Diese muß von 
einem Apotheker geleitet werden, der die 
Voraussetzungen zum Betreiben einer Apo- 
theke erfüllt. Die Apotheke muß der Apo- 
thekenbetriebsordnung des Landes, in dem sie 
betrieben wird, entsprechen. Die Abgabe von 
Arzneimitteln und Arzneien darf nur an 
Insassen der Krankenanstalt erfolgen. 

§ 13 

Ärztliche, homöopathische und tierärztliche 
Hausapotheken unterliegen den landesrecht- 
lichen Bestimmungen. 

§ 14 

Die Erlaubnis zur Errichtung von Zweig- 
apotheken wird nicht mehr erteilt. 

IV. Allgemeine und Schlußbestimmungen 

§ 15 

Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
stehenden Apotheken unterliegen dessen Be- 
stimmungen; soweit ihre Inhaber die Voraus- 
setzungen nach § 2 Buchstaben a und b er- 
füllen, bedürfen sic keiner neuen Erlaubnis. 

§ 16 

Die Apotheken können in angemessener 
Form zu einer Abgabe zwecks Schaffung einer 
Versorgungskasse herangezogen werden. 

§ 17 

Von den Bestimmungen der §§ 2 Buch- 
stabe c, 6 Absatz 1 Buchstabe a und 14 kön- 
nen Ausnahmen zugelasscn werden. 

§ 18 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

Bonn, den 4. Juli 1951 

Frau Dr. Steinbiß 

Dr. Wuermeling 

Schröter und Fraktion 



